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über die Auflöſung und Löſchung von Geſellſchaften und Genoſſenſchaften. 
Vom 1. November 1934. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 26 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

Eine Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung wird außer in den bisher beſtimmten Fällen mit der Rechtskraft des Beſchluſſes aufgelöſt, durch 
den ein Antrag auf Eröffnung des Konkursverfah rens mangels einer den Koſten des Verfahrens 
entſprechenden Konkursmaſſe abgewieſen wird. Gegen den abweiſenden Beſchluß ſteht außer dem⸗ 
jenigen, der den Eröffnungsantrag geſtellt hat, auch dem Gemeinſchuldner die ſofortige Beſchwerde zu. 

Die Geſchäftsſtelle des Konkursgerichts hat dem für die Führung des Handelsregiſters zuſtändigen 
Gericht eine beglaubigte Abſchrift des den Eröffnungsantrag abweiſenden Beſchluſſes mit einer Be⸗ 
ſcheinigung der Rechtskraft zu überſenden. Die Auflöſung iſt von Amts wegen in das Handelsregiſter 
einzutragen. 

8 2 

Eine Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, die kein Vermögen beſitzt, kann auf Antrag der amtlichen Berufsvertretung des Handels⸗ 
ſtandes oder der Steuerbehörde oder von Amts wegen gelöſcht werden; mit der Löſchung gilt die Ge⸗ 
ſellſchaft als aufgelöſt. Eine Liquidation findet nicht ſtatt. Vor der Löſchung iſt die amtliche Berufs⸗ 
vertretung zu hören. 

Das Gericht hat die Abſicht der Löſchung den geſetzlichen Vertretern der Geſellſchaft, ſoweit ſolche 
vorhanden ſind und ihre Perſon und ihr inländiſcher Aufenthalt bekannt iſt, nach den für die Zuſtellung 
von Amts wegen geltenden Vorſchriften der Zivilprozeßordnung bekanntzumachen und ihnen zugleich 
eine angemeſſene Friſt zur Geltendmachung des Widerſpruchs zu beſtimmen. Das Gericht kann an⸗ 
ordnen, auch wenn eine Pflicht zur Bekanntmachung und Friſtbeſtimmung nach Satz 1 nicht beſteht, 
daß die Bekanntmachung und Beſtimmung der Friſt durch Einrückung in die Blätter, die für die 
Bekanntmachung der Eintragungen in das Handelsregiſter beſtimmt ſind, ſowie durch Einrückung in 
weitere Blätter erfolgt; in dieſem Falle iſt jeder zur Erhebung des Widerſpruchs berechtigt, der an der 
Unterlaſſung der Löſchung ein berechtigtes Intereſſe hat. Die Vorſchriften des § 141, Abſätze 3, 
4 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten entſprechend. 

Stellt ſich nach der Löſchung das Vorhandenſein von Vermögen heraus, daß der Verteilung 
unterliegt, ſo findet die Liquidation ſtatt; die Liquidatoren ſind auf Antrag eines Beteiligten durch das 
Gericht au ernennen. 

8 3 

Die Vorſchriften des § 2 finden auf eingetragene Genoſſenſchaften mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß bei ihnen im Falle des § 2 Abſ. 1 der zuſtändige Reviſionsverband (Verordnung be⸗ 
treffend die Errichtung von Reviſionsverbänden für die Reviſion der Genoſſenſchaften im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig vom 12. Juni 1934 — G. Bl. S. 497 —) an die Stelle der amtlichen Berufsver⸗ 
tretung tritt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16. 11. 1934.) 
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Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforder⸗ 
lichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. f f 
Danzig, den 1. November 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


27¹ Verordnung 


betreffend die Aufſicht des Staates über die Selbſtverwaltung der Städte. 
Vom 2. November 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 10 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Einziger Artikel 
§ 7 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 

1. Auguſt 1883 (Pr. G. S. S. 237) erhält folgende Faſſung: 

Abſatz 1: Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten 
wird 

a) in den kreisangehörigen Städten in erſter Inſtanz von dem Landrat als Vorſitzenden 
des Kreisausſchuſſes, in höherer und letzterer Inſtanz von dem Senat, 
b) in den kreisfreien Städten in erſter und letzter Inſtanz von dem Senat 
ausgeübt, unbeſchadet der in den Geſetzen geordneten Mitwirkung des Verwaltungsge⸗ 
richts und des Oberverwaltungsgerichts. 

Abſatz 2: Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der 
Stadtgemeinde Danzig vom 9. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1037 ff.) werden hierdurch nicht 
berührt. 

Abſatz 3: Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden in ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten ſind in allen 
Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 

Danzig, den 2. November 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


